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RICHTLINIE 97/16/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES
RATES

vom 10. April 1997
zur fünfzehnten Änderung der Richtlinie 76/769/EWG über Beschränkungen des
Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefählicher Stoffe und Zuberei­

tungen

die Stelle der für diesen Bereich geltenden PARCOM­
Beschlüsse 92/4 und 93/ 1 tritt. Nach dem PARCOM­
Beschluß 96/ 1 soll 1998 überprüft werden , ob
Ausnahmen von dem Verbot der Verwendung von
Hexachlorethan erforderlich sind .

Die den Mitgliedstaaten auferlegten Beschränkungen des
Inverkehrbringens von Hexachlorethan zur Verwendung
in der Nichteisenmetallindustrie hat direkte Auswir­
kungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts . Aus
diesem Grund ist es erforderlich, die diesbezüglichen
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten anzugleichen und
Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG (4) zu ändern .

Angesichts des Umfangs und der Wirkungen der vorge­
schlagenen Regelung sind die in dieser Richtlinie vorge­
sehenen Maßnahmen der Gemeinschaft nicht nur
notwendig, sondern zur Verwirklichung der erwähnten
Ziele unerläßlich . Diese Ziele können von den Mitglied­
staaten einzeln nicht erreicht werden . Darüber hinaus ist
ihre Verwirklichung auf Gemeinschaftsebene bereits in
der Richtlinie 76/769/EWG vorgesehen —

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 1 89b des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 7a des Vertrags wird ein Raum ohne
Binnengrenzen geschaffen, in dem der freie Verkehr von
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gewählei­
stet sein muß .

Mit Ausnahme von Finnland, Griechenland, Italien ,
Luxemburg und Österreich sind alle Mitgliedstaaten
Vertragsparteien des Ubereinkommens zur Verhütung der
Meeresverschmutzung vom Lande aus (Pariser Uberein­
kommen 1974). Das Exekutivorgan des Pariser Uberein­
kommens, die Kommission von Paris, vertritt die Auffas­
sung, daß es sich bei Hexachlorethan und bei den Stoffen ,
die infolge seiner Anwendung entstehen können, um
Stoffe handelt, die eine Verschmutzung verursachen ,
welche gemäß Artikel 4.1a des Pariser Ubereinkommens
unterbunden werden muß. Mit einem am 4. März 1996
angenommenen Mandat hat der Rat die Kommission
ermächtigt, einen Beschluß über die — mit einigen
Ausnahmen vorgesehene — schrittweise Einstellung der
Verwendung von Hexachlorethan in der Nichteisenme­
tallindustrie, insbesondere in nichtintegrierten Alumini­
umgießereien und für die Herstellung bestimmter Magne­
siumlegierungen, auszuhandeln . Infolge der Verhand­
lungen anläßlich der Sitzung der Kommission von Oslo
und der Kommission von Paris im Juni 1996 in Oslo ist
der PARCOM-Beschluß 96/ 1 über die schrittweise
Einstellung der Verwendung von Hexachlorethan in der
Nichteisenmetallindustrie angenommen worden , der an

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird gemäß dem
Anhang dieser Richtlinie geändert.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser
Richtlinie bis zum 31 . Dezember 1997 nachzukommen .
Sie setzten die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis.

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab 1 . Januar 1998 an .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

(') ABl . Nr. C 382 vom 31 . 12. 1994, S. 35, und
ABl . Nr. C 12 vom 17. 1 . 1996, S. 12.

(2) ABl . Nr. C 236 vom 11 . 9 . 1995, S. 12.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 20 . Septem­
ber 1995 (ABl . Nr. C 269 vom 16. 10 . 1995, S. 63.), gemeinsa­
mer Standpunkt des Rates vom 26. November 1996 (ABl . Nr.
C 41 vom 10 . 2 . 1997, S. 1 ), Beschluß des Europäischen Parla­
ments vom 16. Januar 1997 (ABl . Nr. C 33 vom 3 . 2. 1997)
und Beschluß des Rates vom 13. März 1997.

(4) ABl . Nr. 262 vom 27. 9 . 1976, S. 201 . Richtlinie zuletzt geän­
dert durch die Richtlinie 94/60/EG (ABl . Nr. L 365 vom 31 .
12. 1994, S. 1 ).
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Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europaischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 10 . April 1997 .

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Präsident

J. M. GIL-ROBLES

Der Präsident

A. VAN DOK VAN WEELE

ANHANG

In Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird folgender Stoff angefügt:

„XX Hexachlorethan Darf nicht zur Herstellung oder Verarbeitung von Nichteisenmetallen
CAS-Nr. 67-72-1 verwendet werden .
EINECS-Nr. 2006664

Abweichend hiervon dürfen die Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet
die Verwendung von Hexachlorethan (HCE) in folgenden Fällen
zulassen :

— in nichtintegrierten Aluminiumgießereien, die Spezialgüsse für
Zwecke herstellen , für die hohe Qualitäts- und Sicherheitsnormen
gelten und die einen durchschnittlichen Tagesverbrauch von weniger
als 1,5 kg HCE haben . In Anbetracht der Entwicklung der Kennt­
nisse und der Techniken auf dem Gebiet der Ersatzprodukte wird
die Kommission diese Ausnahmebestimmung vor dem 31 .
Dezember 1998 im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten im
PARCOM-Rahmen überprüfen ;

— für die Kornverfeinerung bei der Herstellung der Magnesiumlegie­
rungen AZ81 , AZ91 und AZ92. In Anbetracht der Entwicklung der
Kenntnisse und der Techniken auf dem Gebiet der Ersatzprodukte
wird die Kommission diese Ausnahmebestimmung vor dem 31 .
Dezember 1998 im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten im
PARCOM-Rahmen überprüfen ."


